SITZUNGSVORLAGE

Betreft:

LANDESHAUPTSTADT

P N

I
WIESBADEN

T

Nr. |2 1 -

V-30-0003

Dezernat(e)

Zusetzung einer Stelle mit Budget im Bereich Datenschutz

Anlage/n siehe Seite 3

(Jahr-V-Amt-Nr.)

[ ] Bericht zum Beschluss Nr.

vom

Stellungnahmen

Personal- und Organisationsamt

nicht erforderlich

y

erforderlich

Kammerei reine Personalvorlage " | = s.unten
Rechtsamt nicht erforderlich erforderlich .
Umweltamt: Umweltprifung nicht erforderlich erforderlich .
Frauenbeauftragte nach - dem HGIG nicht erforderlich & erforderlich .
- der HGO nicht erforderlich erforderlich e
StraBenverkehrsbehérde nicht erforderlich erforderlich f"
Projekt-/Bauinvestitionscontrolling nicht erforderlich erforderlich e
Sonstige: nicht erforderlich erforderlich e
Beratungsfolge DL-Nr.

(wird von Amt 16 ausgefiillt)

a) |Ortsbeirat

T

nicht erforderlich

erforderlich

Kommission

T

nicht erforderlich

erforderlich

Auslanderbeirat

%

nicht erforderlich

erforderlich

b) | Seniorenbeirat

T

nicht erforderlich

erforderlich

Magistrat

Eingangsstempel Buro des Magistrats

Tagesordnung A &

Tagesordnung B

Stadtverordnetenversammlung
Ausschuss

Eingangsstempel Amt 16

nicht erforderlich

~
~
~
~

Umdruck nur fir Magistratsmitglieder ]
fo

erforderlich

offentlich (¥

nicht 6ffentlich

X wird im Internet/PIWI veréffentlicht

Bestétigung Dezernent/in

Dr. Franz

Burgermeister

Vermerk Kammerei

[] Stellungnahme nicht erforderlich

Wiesbaden,

[] Die Vorlage erfiillt die haushaltsrechtlichen Voraussetzungen.

[ ] = siehe gesonderte Stellungnahme

Imholz
Stadtkdmmerer
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A _Finanzielle Auswirkungen

Mit der antragsgemafen Entscheidung sind [_] keine finanziellen Auswirkungen verbunden.

X finanzielle Auswirkungen verbunden.
(in diesem Fall bitte weiter ausfiillen)

|. _Aktuelle Prognose Ergebnisrechnung Dezernat

HMS-Ampel  [] rot X grin Prognose Zuschussbedarf:

abs.:

in %:
ll. Aktuelle Prognose Investitionsmanagement Dezernat
Investitionscontrolling [ ] Investition [] Instandhaltung
Budget verfigte Ausgaben (Ist): abs.:

in %:

I1l. Ubersicht finanzielle Auswirkungen der Sitzungsvorlage

Es handelt sich um X] Mehrkosten
[ ] budgettechnische Umsetzung
. « Finanzierung
Gesamt- darin zusétzl. . .
. . (Sperre, Kontierung | Kontierung .
IM | CO | Jahr | Bezeichnung kc_)sten Beda_rf apl/iapl Ertrag) (Objekt) (Konto) Bezeichnung
in€ in€ ine

x | 2022 | Personalkosten 78.848€ 1300029 | 630098 ggrsona'kosmn Amt

X | 2022 | Sachkosten 9.700€ 1300029 680000 Arbeitsplatzkosten
Summe einmalige Kosten: 88.548€

x f2f°23 Personalkosten 78.848€ 1300029 | 630098 ggrsona'kosmn Amt

x | 2923 | sachkosten 9.700€ 1300029 | 680000 Arbeitsplatzkosten
Summe Folgekosten: 88.548¢€

Bei Bedarf Hinweise /Erlauterung:
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B Kurzbeschreibung des Vorhabens

Die Inhalte dieses Feldes werden (aul3er bei vertraulichen Vorlagen, wie z. B. Disziplinarvorlagen) im Internet/Intranet veroffentlicht
und dirfen den Umfang von 1200 Zeichen nicht Gberschreiten (soweit erforderlich: Ergénzende Erlauterungen s. Pkt. IV.; bei
einigen Vorlagen (z. B. Personalvorlagen) entfallen die weiteren Ausfiihrungen ab Pkt. 1.)

Es diirfen hier keine personenbezogenen Daten im Sinne des Hessischen Datenschutzgesetzes verwendet werden (Ausnahme:
Einwilligungserklarung des/der Betroffenen liegt vor). Es handelt sich um ein Pflichtfeld.

Anpassung der Personalausstattung im Rechtsamt zur Sicherstellung der Leistungen im Bereich
Datenschutz

Anlagen:
Schreiben des Gesamtpersonalrats vom 10. November 2020

C Beschlussvorschlag:

1. Es wird zur Kenntnis genommen, dass

1.1. der Landeshauptstadt Wiesbaden aktuell eine Juristin/ein Jurist in der Position der/des
behordlichen Datenschutzbeauftragten im Umfang einer Viertelstelle, eine Vollzeitstelle mit
technischem Sachverstand in der Position der/des stellvertretenden Datenschutzbeauftragten
und eine Sachbearbeitungsstelle im Umfang von 20% zur Erfillung der Aufgaben des/der
behdrdlichen Datenschutzbeauftragten zur Verfiigung stehen;

1.2. dringend zusétzliches Personal benétigt wird, um die notwendigen Leistungen im Bereich
der/des Datenschutzbeauftragten sicherzustellen;

1.3. der Gesamtpersonalrat mit an den Oberbirgermeister als Dienststellenleiter gerichtetem
Schreiben vom 10.November 2020 die Erwartung gedul3ert hat, dass die personelle
Ausstattung der Aufgaben der behdrdlichen Datenschutzbeauftragten verbessert wird;

1.4. die Nichtschaffung einer zusatzlichen Stelle zur Folge hatte, dass die Aufgabenwahrnehmung
nicht im erforderlichen Umfang und nicht mit der erforderlichen Sorgfalt erfolgen kann.

2. Es wird beschlossen, dass

2.1 zur Sicherstellung der Leistungen im Bereich des behdrdlichen Datenschutzes eine
zusatzliche Stelle (Stellenwert E 9a) unbefristet geschaffen wird;

2.2 die erforderlichen Mittel von Dezernat I1/30 zum Haushalt 2022/2023 angemeldet werden;

2.3 im Rahmen der neuen Regelung zur Steuerung der Personalkosten ab 2018 ff. das
Personalkontingent (Basiswert) des Stammpersonals von Dezernat 11/30 um ein VZA erhéht
wird.

D Begriindung

|. Auswirkungen der Sitzungsvorlage
(Angaben zu Zielen, Zielgruppen, Wirkungen/Messgrof3en, Quantitat, Qualitat, Auswirkungen im Konzern auf andere Bereiche, Zeitplan,
Erfolgskontrolle)
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[l. Demografische Entwicklung

(Hier ist zu bericksichtigen, wie sich die Altersstruktur der Zielgruppe zusammensetzt, ob sie sich dndert und welche Auswirkungen es
auf Ziele hat. Indikatoren des Demografischen Wandels sind: Familiengriindung, Geburten, Alterung, Lebenserwartung, Zuwanderung,
Heterogenisierung, Haushalts- und Lebensformen)

[ll. Umsetzung Barrierefreiheit

(Barrierefreiheit nach DIN 18024 (Fortschreibung DIN 18040) stellt sicher, dass behinderte Menschen alle Lebensbereiche ohne
besondere Erschwernisse und generell ohne fremde Hilfe nutzen kdnnen. Hierbei ist insbesondere auf die barrierefreie Zugénglichkeit
und Nutzung zu achten bei der ErschlieBung von Gebauden und des 6ffentlichen Raumes durch stufenlose Zugange, rollstuhlgerechte
Aufzlige, ausreichende Bewegungsflachen, rollstuhlgerechte Bodenbelage, Behindertenparkplatze, WC nach DIN 18024, Verbreitung
von Informationen unter der Beachtung der Erfordernisse von seh- und hérbehinderten Menschen)

IV. Erganzende Erlauterungen

(Bei Bedarf kdnnen hier weitere inhaltliche Informationen zur Sitzungsvorlage dargelegt werden.)

Die fachlichen Anforderungen an Datenschutzbeauftragte sind durch Inkrafttreten der EU-DSGVO
im Mai 2018 enorm gestiegen. Mit Einfihrung der neuen EU-weiten Datenschutzregelungen ist der
Datenschutz auch viel mehr ins Bewusstsein der Gesellschaft geriickt, als dies zuvor der Fall war.
Zudem schreitet die Digitalisierung auch im offentlichen Dienst in allen Bereichen mit groRen
Schritten voran. Mit ihr gehen komplexe informationstechnische Fragestellungen einher, flr deren
Beantwortung fundierte IT-Kenntnisse unerlasslich sind.

Bis zur Einflihrung der EU-DSGVO wurden die datenschutzrechtlichen Aufgaben von mehreren
Personen im Gesamtumfang einer Vollzeitstelle wahrgenommen. Bewéhrt hatte sich das Modell mit
30 Stunden/Woche fiir die Bearbeitung technischer Fragestellungen und 10 Stunden/Woche fir die
Prifung juristischer Fragen. Den gestiegenen Anforderungen wurde bereits durch interne
Organisationsveranderungen Rechnung getragen. Aktuell stehen dem Bereich Datenschutz eine
Juristin/ein Jurist in der Position des/der behdrdlichen Datenschutzbeauftragten im Umfang einer
Viertelstelle, eine Vollzeitstelle mit technischem Sachverstand in der Position der/des
stellvertretenden Datenschutzbeauftragten und eine Sachbearbeitungsstelle im Umfang von 20%
zur Erfiullung der Aufgaben des/der behdrdlichen Datenschutzbeauftragten zur Verfigung. Zur
Bearbeitung juristischer Fragen wird zudem zusatzlich der Sachverstand von Justiziarinnen und
Justiziaren des Rechtsamts herangezogen; es ist beabsichtigt, dass der Juristin/dem Jurist kiinftig
ein Zeitanteil von 20 Stunden/Woche flr die Bearbeitung datenschutzrechtlicher Fragen zur
Verflgung steht. Fehlende Kapazitaten bei der Bearbeitung technischer Themen kénnen hingegen
innerhalb des Rechtsamts nicht kompensiert werden, so dass insoweit eine Ausweitung der
Personalkapazitaten erforderlich ist.

Der Gesamtpersonalrat hat in seinem an den Oberblrgermeister als Dienststellenleiter gerichtetem
Schreiben vom 10.November 2020 die Situation zutreffend wie folgt bewertet:

»,Um die notwendigen Leistungen der/des behdrdlichen Datenschutzbeauftragten sicherzustellen,
wird dringend zusatzliches Personal benétigt. Im Einzelnen:

Die erhebliche Zunahme an Aufgaben im Zusammenhang mit Digitalisierungsprojekten,
Ausweitung der IT-Infrastruktur und der Sicherstellung der DS-GVO macht ein Uberdenken der
aktuellen personellen Ausstattung dringend notwendig.

Hinzu kommen die erhebliche Ausweitung der Homeoffice-Arbeitspléatze und der damit
erforderlichen Prifungen sowie neue Anforderungen bei Online-Services.

Die fachlichen Anforderungen im Hinblick auf IT-Wissen sind durch die zunehmende Komplexitat
neuer Software-Produkte und neuer Infrastrukturen stark gewachsen. Datenschutzfragen werden
aufgrund zunehmender digitaler Kommunikation, insbesondere durch Cloud-Computing, VOIP,
Video-Konferenzsysteme, Internet der Dinge anspruchsvoller.

Um eine sachliche und fachgerechte, sowie zeitnahe Bearbeitung der Aufgaben im Rahmen des
Datenschutzes zu gewéhrleisten, ist daher aus unserer Sicht notwendig, eine Erhéhung der
Stunden bzw. eine Erweiterung der Stellen vorzunehmen.
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Das betrifft auch den erforderlichen IT-Sachverstand. Dieser kann mit der jetzigen Ausstattung
der Stellen nicht gewahrleistet werden."

V. Gepriifte Alternativen

(Hier sind die Alternativen darzustellen, welche zwar gepriift wurden, aber nicht zum Zuge kommen sollen.)

Wiesbaden, 11. Mai 2021

Dr. Franz
BlUrgermeister



	Umweltamt: Umweltprüfung

